
Bunnessozialgericht

4 RJ 85/64 J
_

l m N a m e n d e s V o l k e 3

In dem Rechtsstreit

Verkündet am —
30„Juni 1965 '] '_ Kläger und Revisionskläger‚_

g
e g e n

Beklagte und Revisionsbeklagte‚

hat der 4° benat des Bündessozialgerichts in Berlin
'auf die mündliche Verhandlung vom 50.Juni 1965 durch

5enatspräsident & " P e n q u i t t,

— Vorsitzender-

Bundesrichter
:

M e l l w i t z und

Bundesrichter : Dr° E c k e r,

'Bundessozialrichter Ur„ H a t e s a u l und

pundessozialrichter >'
_ B e n e d y 0 z u k

für Recht erkannt:

liDie Revision des Klägers gegen das Urteil des
Landessozialgerichts berlin vom 3.uGzember 1963

wird zurückgewieseno '

‚'Kosten sind nicht zu erstatten°
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Die Beklagte hat den wiederholten Antrag des Klägers auf

Rente wegen Erwerbsunfähigkeit ohne Sachentscheidung zurück—

gewiesen, weil bei der Antragstellung seit endgültiger Ab—

lehnung des Rentenbegehrens noch kein Jahr verstrichen ge—

wesen sei und der Kläger die Verschlechterung seines Ge—

sundheits- und Kräftezustandes auch nicht — wie es 5 1635

Abs. 1 der heichsversicherungsordnung (EVO) für einen

solchen Fall vorschreibe — glaubhaft gemacht habe (Bescheid

vom 180 Mai 1961; Widerspruchsbescheid vom 15„März 1962)° —
Den_ersten Leistungsantrag hatte die Beklagte im Februar

1958 abschlägig beschieden° Diesen bescheid hatte der Klä—

>ger zwar angefochten, die Klage aber unter dem Eindruck

des Ergebnisses mehrerer Sachverständigengutachten wieder

zurückgenommen. In dem Schriftsatz vom 23.April 1961, in

dem er die Zurücknahme der Klage erklärte, brachte er zu—

.gleich vor, sein "Gesamtleidenszustand" habe sich "in

letzter Zeit verschlechtert"; er bat die Beklagte, abermals

über sein Rentenbegehren zu entscheiden° — Von der Klage—

rücknahme an berechnete die Beklagte die Jahresfrist, inner—

halb der sie einen zweiten — ohne Beleg für eine Tatsachen—

änoerung gestellten — Antrag mit dem Hinweis auf die Vor—

entscheidung begegnen könne°

Der Kläger bekämpft diese Stellungnahme mit dem Argument,

daß der erste Rechtsstreit infolge der Klagerücknahme als

nicht anhängig anzusehen sei° Folglich könne auch der Lauf

der Sperrfrist des 3 1635 Abs° 1 RVO nicht als durch die

damalige Klage aufgehalten gelteno

,
In den beiden ersten Rechtszügen wurde der Kläger abgewiesen

(Urteil des bozialgerichts —SG—Derlin vom 30„April 1963;
Urteil des Landessozialgerichts —LSG- Berlin vom 3„Dezember
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1963)„ Das LSG ging ebenso wie der Kläger bei der Lösung

‘des Streitfalles von der Rechtsfolge der klagerücknahme

aus° Es zog aber daraus den gegenteiligen Schluß° Durch

@ 102 Satz 2 des‘Sozialgerichtsgesetzes (SGG) werde der

klagerücknahme im 50ziälgericht8prozeß keine Rückwirkung
beigelegt° Deshalb treffe die Auffassung der Beklagten

zu°

Der Kläger hat die — von dem LSG zugelassene — Revision

eingelegt und beantragt, die Beklagte unter Aufhebung

der vorinstanzlichen Urteile und der angefochtenen Ver—

waltungsakte zu verurteilen, über den geltend gemachten

Rentenanspruch durch Sachentscheidung zu befinden; hilfs—
weise: den Rechtsstreit an das LSG zurückzuverweisen° Die

ReviSion meint, das Berufungsurteil werde dem Inhalt des
9 1635 Abs° 1 BVD nicht gerecht° Diese Vorschrift epreche
davon, dab der Antrag erst ein Jahr, nachdem die Ent—

scheidung zugestellt worden sei, erneuert werden könne°
Die klager■cknahme sei aber keine Entscheidung und dem Klä-

ger nicht zugestellt worden; es müsse daher auf den ab-

lehnenden Vérwaltungsakt
vom Februar 1958 zurückgegriffen

werden°

Die Beklagte hat die Zurückweisung der Revision oeantragt°
Sie hebt den Zweck des & 1635 Abs° 1 BVD hervor: Dem Miß—
brauch der Verwaltungseinrichtung€n durch unbegründete

Zweitanträge könne wirksam nur entgegengetreten werden,
wenn die Abwehrfrist von einem Jahr erst von dem Eintritt

der Bindung oder Rechtskraft der ersten Ablehnung an beginne°
Allerdings bittet die Beklagte auch zu erwägen, ob 5 1635
RVO insgesamt nicht infolge Einführung der sogenannten

Generalklausel (Arte 19 Abs° 4 des Grundgesetzes —GG-)
bedeutungslos geworden sei„
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Die Revision des Klägers ist unbegründet°

nie Vorinstanzen haben zu Recht die Beseheide, mit denen

die Beklagte den wiederholten Antrag auf Rentenbewilligung

abgelehnt hat, auf ihre Rechtmäßigkeit hin geprüfte Zwar

erklärt 3 1635 Abs° 2 öatz 2 RVO solche Bescheide für un-

anfechtbara Diese Gesetzesbestimmung stammt jedoch aus einer

Zeit, in der die Akte der Verwaltung nur in den durch das

Gesetz aufgeführten Fällen vor einem Gericht angegriffen

werden konnten° Durch Arto 19 Abs° 4 GG und mit Einführung

der sozialgerichtlichen Generalklausel des 9 51 5GG ist

9 1655 Abs° 2 batz 2 BVG gegenstandslos geworden (@ 224

Abs° 3 6GG)° Ein auf @ 1635 RVG gestützter Verwaltungsakt

ist mithin der richterlichen Nachprüfung nicht entzogen°

uagegen kann den weitergehenden Uberlegungen der Beklagten

nicht gefolgt werden° Diese meint — gestützt auf Tannen,

Deutsche Rentenversicherung 1963, 300 — , für die Abwehr—

frist von einem Jahr bestehe nach Wegfall der Unanfecht—

barkeitsbestimmung des 3 1635 abs° 2 batz 2 EVO kein

praktisches bedürfnis mehr° ua die Zurückweisung eines

wiederholten Rentenbegehrens durch den Versicherungsträger

nunmehr stets mit dem Widerspruch uno der hlage angefochten

werden ko„ne‚ sei es nicht sinnvoll, den Streit lediglich

auf den fürmellen Gesichtspunkt zu beschränken, ob der

neue Rentenanspruch innerhalb der Jahresfrist wirksam ge—
stellt sei° Der Beklagten ist zuzugeben, daß durch die

Rechtswegeröffnung die mit 9 1635 Abs„ 1 EVO bezweckte

Entlastung der Verwaltungsstellen und Gerichte nicht mehr

in dem ursprünglich vorgesehenen Maße erreicht wird° Gleich—
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wohl kann diese Verfahrensschranke auch jetzt noch bei einem

'angemessenen Gebrauch zu einem brauchbaren Mittel der er—

leichterten Verteidigung gegen voreilige lnanspruchnahmender

Verwaltung benutzt werdeno

In der Sache selbst haben die Instanzgerichte zutreffend

entschieden, daß die Beklagte befugt war, eine Einlassung auf

den zum zweiten Mal erhobenen Anspruch zu verweigern° Ber

neue Antrag fiel in die einjährige Frist des 5 1635 Abs° 1

.RVO„ Diese Frist wurde mit der Erklärung der Klagerücknahme

gegenüber dem Sozialgericht in Lauf gesetzt°

Allerdings bezieht sich dem ersten Anschein nach die Zeit-

bestimmung des @ 1635 Abs„ 1 RVO nicht darauf, daß das

frühere Verfahren durch eine Erklärung des Antragstellers

selbst beendet worden ist° Nach dem Wortlaut des Gesetzes

ist es für den Fristbegiuh sogar unerheblich, wann die

Ablehnung des ersten Antrages "endgültig" geworden ist° Als

maßgeblich wird vielmehr, wenn man sich an den Text des

Gesetzes hält, "die Zustellung der Entscheidung" und nicht

der Eintritt ihrer bindungswirkung bezeichnet° Müßte man

9 1635 Abs° 1 EVO streng Wortgetreu verstehen, so dürfte man
es bei der klagerücknahme Jedenfalls nicht auf die Zeit der

Erklärung abstellen° Denn nicht in der Rücknahme der Klage,

sondern in dem Verwaltungsakt des Versicherungsträgers läge

idie "endgültige Ablehnung"° Es bliebe mithin übrig, die

klagerücknahme dem @ 1635 Abs° 1 BVD gar nicht unterzuordnen.

Zu einer solchen Deutung zwingt aber schon nicht die Gesetzes—

fassung und sicher läge sie nicht in der erkennbaren Ab—
sicht des Gesetzgebers°
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Der Anfang der ZeitSpanne, innerhalb welcher der Antrag nur

bedingt erneuert werden kann, fällt nicht immer unmittelbar-

mit der Endgültigxeit der Ablehnung, also ihrer formellen

bindung oder l\echtskréti‘t, zusammen, sondern ist an die

Zustellung der dies auSSprechenden Entscheidung gekoppelt,

Das hat zur Folge, uaß die Frist eines an sich gegebenen,

aber nicht eingelegten Rechtsmittels oder Rechtsbehelfs

in die Jahresfrist miteingerechnet wird. Zu dieser Regelung

mag sich der Gesetzgeber um der klarheit und Eindeutigkeit

willen entschlossen haben; das hatum der Zustellung einer

Entscheidung springt deutlicher in die AUgen als der Zeit—

punkt, in dem sich ihre formelle Bindung oder Rechtskraft

vollendet° Eine weitergehende Eolgerung ist aber aus dieser

negelung nicht zu ziehen° Dem Umstand, daß die Jahresfrist

von der Zustellung an rechnet, kommt lediglich eine rechts—

technische, für den Inhalt der Norm nur untergeordnete Be—

deutung zu° Nur wenn sich die Zustellung direkt auf den das

Verfahren abschließenden Verwaltungsakt oder Richterspruch

bezieht, ist sie von Belang° Das kam in @ 120 des Invaliden-

versicherungsgesetzes vom 13„Juli 1839 der Vorschrift, aus

der % 1635 EVO hervorgegangen ist, noch deutlicher zum Aus—

druck„ Dort hieß es, daß die Abwehrfrist von der "Zustellung

der e n d g u l t i g e n Entscheidung" an laufeo An dieser

Regelung hat sich durch die spätere redaktionelle Neufassung

nichts gednderte solange eine Entscheidung infolge der

hemmungswirkung eines Rechtsmittels oder ■echtsbehelfs
nicht formell verbindlich wird, kommt auch die Jahresfrist

nicht in Gang„ In diesem Sinne hat bereits das kVA in AN

1305, 285 erkannt; es hat das Wort ”endgültig" schlechthin

mit ” nicht mehr anfechtbar" gleichgesetzt und von dieser

Gleichsetzung auch für das Revisionsverfahren keine Ausnahme
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gemacht, obgleich das Revisionsgericht in der Regel an die

in dem angefochtenen Urteil getroffenen tatsächlichen Fest—

stellungen gebunden ist, spätere Tatsachenänderungen also

nicht zu beaéhten hat. An dieser Auslegung hat der Gesetz—

geber bei der Kodifikation des Sozialversicherungsrechts

in der EVO keinen Anstoß genommen° sie kann deshalb als

gebilligt und gesichert gelteno In ihr tritt allgemein als

der Gedanke des Gesetzes hervor, daß der Versicherungsträger

nicht genötigt sein soll, sich schon bald wieder mit einem

Rentenbegehren befassen zu müssen, das erst kürzlich Gegen—

stand von Verhandlungen und Ermittlungen gewesen ist° Die—

ser Gedanke gilt nicht minder im Falle der Klagerücknahme,

vorausgesetzt freilich, daß der Kläger seine Klage fallen

ließ in einer Sache, in der der Rentenan8pruch wegen der

Frage nach der Derufsunfähigkeit oder Erwerbsunfähigkeit

streitig war°

Bei einer anderen Interpretation würde der Lweck des @ 1635

Abs° 1 EVO nur unvollkommen erreicht° Die Verfahrénsbe-

endigung durch eine Entscheidung mag die vom Gesetzgeber

allein ins Auge gefaßte Situation gewesen sein° Dem Ver—

sicherungsträger muß aber auch sonst die Einrede aus 9 1635

Abs° 1 RVO gestattet sein, wenn er gegen eine vorzeitige

Erneuerung zurückgewiesener Rentenforderungen geschützt

werden soll" Daß dies die Sorge des Gesetzgebers war und

daß der Gesetzgeber diesen Gedanken nicht nur auf einen

Teilanwendungsbereich verwirklicht sehen wollte, ergeben

die Beratungen über den Entwurf einer RVO (“ericht der 16„
Reichstagskomm„ über den Entwurf einer RVO,“r„ 340 der

Drucksachen _ 1909, 1511 — VI s„ 138 f)„ nie vom Gesetz—
geber ersichtlich gewollte Lösung darf nicht auf einem
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Teilgebiet an einem zu engen Gesetzesverständnis scheiterno

Mit dieser Auffassung wird nicht gegen den Grundsatz ver—

stoßen, daß
zeitlicéf■ägrenzte

Befristungen sich im allge—

meinen nicht für eine analoge nechtsanwendung eigneno Dieser

Grundsatz beruht auf der Erwägung, daß bei solchen Fristen

kaum „jemals gesagt werden kann, sie beruhten auf einem

der Verallgemeinerung zugänglichen Rechtsgedankenc Aus dem

allgemeinen Hechtsgedanken wäre aber gerade die Analogie,

nämlich die Übernahme eines für einen ähnlichen Tatbe—

stand geschaffenen Rechtssatzes auf die gegebene Sachlage

zu rechtfertigen" Hier steht indessen nicht analoge, sondern

sinngemäße und unmittelbare Gesetzesanwendung in Frage„

Der Kerntatbestand des Satzes,der es auf die Endgültigkeit

einer nentenablehnung oder — entziehung abstellt, ist “in

hier — bei der Klagerücknahme — wie dort—bei einer ab—

‘
schließenden Entscheidung — gleichermaßen verwirklicht°

,
Lediglich im Zusammenhang mit seiner dechtsfolgeanordnung

knüpft das Gese„z an tatsächliche bedingungen an, die mit

den Gegebenheiten der Klagerücknahme nicht übereinstimmen.

In dieser Beziehung ist die Norm dem konkreten Sachverhalt

anzupasseno Die hier in Rede stehenden Gesetzesbestimmung

über den zeitweiligen Verlust der unbegrenzten Antragsbe—

fugnis hat@ine nur geringe Tragweite und ent3pricht einem

Bedürfnis der Versicherungsträger nach Schutz vor unnötiger
Verwaltungsarbeit, so daß die ausdehnende Auslegung des

3 1635 EVO angängig und angebracht erscheint° Es liegt je—

denfalls näher, die Rechtsfolgeanordnung dieser Vorschrift

auf die Klagerücknahme zu erstrecken, als aus der Gesetzes—

fassung auf die Notwendigkeit einer anderen rechtlichen

Beurteilung zu schließen°
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Dieses Ergebnis folgt aus der Sinnerklärung des 5 1635 Abs„

1 RVO° Es hat an sich nichts mit den Wirkungen der Klagerück—

nahme im allgemeinen zu tun, wenngleich es sich auch damit

verträgt Im Gegensatz zur Regelung ‚„ «ur „-v1*u»„gnaf-—nanf

in der Zivilp rozeßordnung beseitigt im sozialgerichtlichen

Verfahren die Klagerücknahme nicht rückw11kend die Folgen

der Rechtshängigkeit„ Vielmehr erledigt sie hier mit Jetzt—

wirkung den Rechtsstreit in der Hauptsache ( 5 102 Satz 2 SGG)°

Wollte man aus dieser gestimmung eine Nutzanwendung für 5 1635

Abs° 1 RVG ziehen, so gelangte man zu einem Resultat, das

mit der hier vertretenen Auffassung übereinstimmte„ Das hat

jedenfalls in einem.ßalle wie dem vorliegenden zu gelten,

in dem zur Zeit der Klagerücknahme die Klagefrist des 5 87

Abs° 1 SGG abgelaufen war und damit eine zweite Klage gegen

die angefochtenen Verwaltungsakte nicht mehr fristgerecht

hätte erhoben werden können° Es kann deshalb dahingestellt

bleiben, ob der materiell—rechtliche Anspruch der Gegen-

stand der ersten zurückgenommenen Klage gwesen war, trotz

der aus @ 102 Satz 2 SGG folgenden ■auptsacheerledigung über—

haupt Streitobjekt einer nochmals erhobenen Anfechtungsklage

sein könnte° Diese Frage ist offen, braucht hier jedoch nicht

erörtert zu werden°

Den Urteilen der Vorinstanzen ist sonach im Ergebnis beizu—

pflichten° Die Revision des Klägers ist mit der auf 5 193
SGG beruhenden Kostenentscheidung zurückzuweisen.
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